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Ein neuer Aufbruch für Europa
Die Europäische Union ist ein historisch einzigartiges 
Friedens- und Erfolgsprojekt und muss es auch künftig 
bleiben. Sie verbindet wirtschaftliche Integration und Wohl 
stand mit Freiheit, Demokratie und sozialer Gerechtigkeit. 
Kern dieser europäischen Vision ist, dass die EU ihre 
gemeinsame politische und wirtschaftliche Kraft nutzt, um 
Frieden nach außen und Sicherheit und Wohlstand nach 
innen zu schaffen.

Deutschland hat Europa unendlich viel zu verdanken. Auch 
deshalb sind wir seinem Erfolg verpflichtet. Für Deutschland 
ist ein starkes und geeintes Europa der beste Garant für 
eine gute Zukunft in Frieden, Freiheit und Wohlstand. So 
einzigartig die Erfolgsgeschichte der europäischen Einigung 
ist – selbstverständlich ist ihr Fortgang keineswegs. Die 
Herausforderungen, vor denen die Europäisch Union steht, 
sind enorm. Das Vereinigte Königreich hat sich zum Austritt 
aus der EU entschlossen. Die Herausforderungen durch 
Flucht und Migration stellen die europäische Partnerschaft 
und Solidarität auf eine harte Probe. Wachstum und 
Beschäftigung kommen zwar in Europa wieder besser in 
Schwung, die Folgen der Wirt Schafts Krise sind aber noch 
nicht vollständig überwunden. Die Jugendarbeitslosigkeit 
ist in Teilen Europas noch immer besorgniserregend hoch. 
Die freiheitlichen und demokratischen Grundprinzipien, 

die in den europäischen Verträgen verankert sind wollen 
wir gegen jeden Angriff durch politische Parteien und 
Bewegungen verteidigen.

Hinzu kommt: Die globalen Kräfteverhältnisse haben sich 
in den letzten Jahrengrundlegend verändert, politisch, 
wirtschaftlich und militärisch. Neue Setzungen der USA, 
das Erstarken Chinas und die Politik Russlands machen 
deutlich: Europa muss sein Schicksal mehr als bisher in 
die eigenen Hände nehmen. Nur gemeinsam hat die EU 
eine Chance, sich in dieser Welt zu behaupten und ihre 
gemeinsamen Interessen durchzusetzen. Nur gemeinsam 
können wir unsere Werte und unser solidarisches 
Gesellschaftsmodell, das sich mit der Sozialen Marktwirt 
Schaft verbindet, verteidigen. Ein starkes, demokratisches, 
wettbewerbsfähiges und soziales Europa der Menschen 
muss unsere Antwort auf die Herausforderungen unserer 
Zeit sein.

Deshalb braucht die EU eine Erneuerung und einen neuen 
Aufbruch: Wir wollen ein Europa der Demokratie und 
Solidarität Wir wollen den Zusammenhalt Europas auf 
Basis seiner demokratischen und rechtsstaatlichen Werte auf 
allen Ebenen vertiefen und das Prinzip der Wechselseitige 
Solidaritäten stärken. Wir wollen, dass sich Deutschland 
aktiv in die Debatte über die Zukunft der EU und eine 
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Stärkung der europäischen Integration einbringt und wollen 
die Bürgerin nun und Bürger in bundesweiten öffentlichen 
Dialogen an der Reformdebatte in Europa beteiligen. Wir 
wollen dadurch Europa bürgernäher und transparenter 
machen und neues Vertrauen gewinnen. Wir wollen ein 
Europa der Demokratie mit einem gestärkten Europäischen 
Parlament und einem lebendigen Parlamentarismus auf 
nationaler, regionaler und kommunaler Ebene.

Die demokratischen und rechtsstaatlichen Werte und 
Prinzipien, auf denen die europäische Einigung ruht, müssen 
noch konsequenter als bisher innerhalb der EU durchgesetzt 
werden. Wir wollen ein Europa der Wettbewerbsfähigkeit 
und der Investitionen in Europa sind Investitionen in eine 
gute Zukunft unseres Landes.

Wachstum und Wohlstand in Deutschland sind auf das 
Engste mit Wachstum und Wohlstand in Europa verknüpft. 
Wir wollen die Wettbewerbsfähigkeit der EU und ihre 
Wachstumskräfte im Kontext der Globalisierung stärken, 
um zukunftsgerechte Arbeitsplätze in der EU zu sichern 
und neue zu schaffen: Das ist die Basis unseres künftigen 
Wohlstands.

Die Soziale Marktwirtschaft, die auf 
Unternehmensverantwortung, Sozialpartnerschaft, 
Mitbestimmung und einer fairen Verteilung des 
erwirtschafteten Wohl Standes beruht, braucht eine 
Renaissance, gerade in Zeiten der Digitalisierung. Wir 
stärken in der EU die strategische Forschungspolitik, 
die Innovationsfähigkeit und vollenden den digitalen 
Binnenmarkt.

Wir wollen die Investitionskräfte in Europa auch 
dadurch stärken, dass wir Initiativen wie das Europäische 
Investitionsprogramm EFSI fortführen und ausbauen.

Wir brauchen weiterhin eine starke EU-Kohäsionspolitik 
in allen Regionen, insbesondere auch in den bisherigen 
Übergangs- und den stärker entwickelten Regionen. Wir 
wollen die wichtigen Strukturfonds der EU erhalten. Das 
muss auch nachdem Austritt des Vereinigten Königreichs 
aus der EU gelten. Wir wollen ein Europa der Chancen und 
der Gerechtigkeit Europa muss ein Kontinent der Chancen 
sein, besonders für junge Menschen. Sie sind Europas 
Zukunft. Wir wollen, dass junge Menschen ihre Hoffnungen 
auf Europa setzen können. Wir wollen, dass sie gute Jobs 
finden, sich frei und mobil in Europa bewegen können, 
dass sie im Austausch mit anderen Freundschaften schließen 
und europäisches Zusammenleben praktisch erfahren 
können. Deshalb wollen wir die Austauschprogramme wie 

Erasmus+ ausbauen und die Jugendrat Besitzlosigkeit mit 
mehr Mitteln der EU bekämpfen.

Soziale Grundrechte, insbesondere das Prinzip des 
gleichen Lohns für gleiche Arbeit am gleichen Ort in 
der EU, wollen wir in einem Sozialpakt stärken. Wir 
wollen faire Rahmenbedingungen für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer und eine bessere Koordinierung der 
Arbeitsmarktpolitik. Die Revision der Entsenderichtlinie 
gilt es zügig und möglichst mit weiteren Verbesserungen 
zum Abschluss zu bringen. Wir wollen einen Rahmen 
für Mindestlohnregelungen sowie für nationale 
Grundsicherungssysteme in den EU-Staaten entwickeln. 
Wer konsequent gegen Lohndumping und soziale 
Ungleichheiten in wirtschaftlich schwächeren Ländern in 
Europa kämpft, sichert auch den Sozialstaat und die Soziale 
Marktwirtschaft in Deutschland.

Wir wollen faire Mobilität fördern, jedoch missbräuchliche 
Zuwanderung in die Systeme der sozialen Sicherheit 
unterbinden. Wir wollen mehr Vergleichbarkeit 
von Bildungsstandards in der EU. Wir bekämpfen 
Steuerdumping, -betrug, -vermeidung und Geldwäsche 
gleichermaßen international und in der EU.

Wir unterstützen eine gerechte Besteuerung großer 
Konzerne, gerade auch der Internetkonzerne wie Google, 
Apple, Facebook und Amazon. Unternehmen dürfen sich 
künftig nicht mehr ihrer gesellschaftlichen Verantwortung 
entziehen können, indem sie die Staaten der EU 
gegeneinander ausspielen.

Steuerdumping muss unterbunden werden. Wir unterstützen 
eine gemeinsame, konsolidierte Bemessungsgrundlage und 
Mindestsätze bei den Unternehmenssteuern. Wir wollen 
mit Frankreich zusammen hierfür eine Initiative ergreifen, 
auch um eine europäische Antwort auf internationale 
Veränderungen und Herausforderungen in diesem Bereich, 
nicht zuletzt in den USA, zu geben. Die Einführung einer 
substantiellen Finanztransaktionssteuer wollen wir zum Ab 
Schluss bringen. Wir wollen ein Europa des Friedens und 
der globalen Verantwortung

Globale Herausforderungen brauchen europäische 
Antworten. Wir sind uns einig in der klaren Absage an 
Protektionismus, Isolationismus und Nationalismus. Wir 
brauchen international mehr und nicht weniger Kooperation. 
Lokale Herausforderungen können nur lokal wirklich 
gelöst werden. Deshalb brauchen wir gelebte Subsidiarität, 
auch um die Handlungsspielräume von Kommunen und 
Ländern zu stärken. Die gemeinsame europäische Außen- 
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und Sicherheitspolitik muss im Sinne einer Friedensmacht 
Europa gestärkt werden. Sie muss dem Prinzip eines Vorrangs 
des Politischen vor dem Militärischen folgen und auf 
Friedenssicherung, Entspannung und zivile Krisenprävention 
ausgerichtet sein. Wir wollen die Zusammenarbeit bei der 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (Pesco) stärken und mit 
Leben füllen. Die EU-Erweiterungspolitik bleibt wichtig, um 
Frieden, Stabilität und Zusammenarbeit zu fördern. Zugleich 
muss die EU durch innere Reformen ihre Handlungsfähigkeit 
sicherstellen. Alle Länder des westlichen Balkans haben eine 
Beitrittsperspektive. Wir unterstützen ihre Annäherung an 
die EU und schenken der Entwicklung von Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit besondere Aufmerksamkeit. 
Voraussetzung für Fortschritte bei der Annäherung ist, dass 
die Staaten der Region die dafür vorgesehenen Kriterien 
vollständig erfüllen.

In der Flüchtlings- und Migrationspolitik muss die EU 
ihrer humanitären Verantwortung gerecht werden und 
zugleich Migration besser ordnen und steuern. Wir wollen 
Fluchtursachen umfassend bekämpfen, die Außengrenzen 
der EU gemeinsam wirksamer schützen sowie eine 
solidarische Verantwortungsteilung in der EU schaffen. 
Wir wollen mit einer kohärenten Afrika-Strategie die 
Zusammenarbeit mit Afrika auf allen Ebenen ausbauen. 
Wir unterstützen einen Marshall-Plan für Afrika, um die 
Afrikanische Union bei der Umsetzung der Agenda 2063 
zu unterstützen.

Wir wollen eine offene und faire Handelspolitik, die 
allen zu Gute kommt und auf Wachstum, Nachhaltigkeit 
und Gerechtigkeit zielt. Die EU muss beim Klimaschutz 
international eine Vorreiterrolle einnehmen und 
für eine ambitionierte Umsetzung des Pariser 
Klimaschutzabkommens eintreten. Die EU braucht auch 
eine gemeinsame Außen- und Menschenrechtspolitik.

Um diese Ziele zu erreichen, wollen wir die EU in ihrer 
Handlungsfähigkeit stärken, insbesondere auch das 
Europäische Parlament. Wir wollen die EU finanziell stärken, 
damit sie ihre Aufgaben besser wahrnehmen kann. Dafür 
werden wir bei der Erstellung des nächsten mehrjährigen 
Finanzrahmens Sorge tragen. Dabei befürworten wir auch 
spezifische Haushaltsmittel für wirtschaftliche Stabilisierung 
und soziale Konvergenz und für die Unterstützung von 
Strukturreformen in der Eurozone, die aus Gangs Punkt 
für einen künftigen Investivhaushalt für die Eurozone sein 
können. Wir sind zu höheren Beiträgen Deutschlands zum 
EU-Haushalt bereit. Wir wollen einen Haushalt, der klar 
auf die Aufgaben der Zukunft mit europäischem Mehrwert 
ausgerichtet ist.

Wir wollen in diesem Sinne und insbesondere auch in enger 
Partnerschaft mit Frank reich die Eurozone nachhaltig 
stärken und reformieren, so dass der Euro globalen Krisen 
besser standhalten kann. Dabei bleibt der Stabilitäts- und 
Wachstumspakt auch in Zukunft unser Kompass. Stabilität 
und Wachstum bedingen einander und bilden eine Einheit. 
Zugleich muss auch künftig das Prinzip gelten, dass Risiko 
und Haftungsverantwortung verbunden sind. Wir wollen 
fiskalische Kontrolle, wirtschaftliche Koordinierung in der 
EU und der Eurozone sowie den Kampf gegen Steuerbetrug 
und aggressive Steuervermeidung vorantreiben. Die dazu 
aus den Mitgliedstaaten und von der EU-Kommission 
vorgelegten Vorschläge werden wir prüfen. Den 
Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) wollen wir 
zu einem parlamentarisch kontrollierten Europäischen 
Währungsfonds weiterentwickeln, der im Unionsrecht 
verankert sein sollte. Die Rechte der nationalen Parlamente 
bleiben davon unberührt.

Insgesamt lassen wir uns davon leiten, dass die EU für 
Solidarität zwischen den Mit Glied Staaten ebenso wie für 
ihre Bürgerinnen und Bürger stehen muss. Das Prinzip der 
wechselseitigen Solidarität muss auch für den EU-Haushalt 
gelten.

Die Erneuerung der EU wird nur gelingen, wenn 
Deutschland und Frankreich mit ganzer Kraft gemeinsam 
dafür arbeiten. Deshalb wollen wir die deutsch-französische 
Zusammenarbeit weiter stärken und erneuern. Ein neuer 
Elysee-Vertrag ist hierzu ein erster und wichtiger Schritt, der 
insbesondere auch die europapolitische Zusammenarbeit 
weiter stärken sollte. Deutschland und Frankreich müssen 
insbesondere auch Innovationsmotor sein und werden dies 
in Vorhaben wie der Erforschung Künstlicher Intelligenz 
unter Beweis stellen. Wir wollen gemeinsame Positionen 
möglichst zu allen wichtigen Fragen der europäischen und 
internationalen Politik entwickeln und in Bereichen, in 
denen die EU mit Mitgliedstaaten nicht handlungsfähig ist, 
vorangehen.

Von besonderer Bedeutung ist für uns ebenfalls die 
deutsch-polnische Partnerschaft. Ihr Fundament bilden 
die Versöhnung zwischen Deutschen und Polen und die 
gemeinsame Verantwortung für Europa. Dabei werden wir 
nicht vergessen, dass Polen und Ungarn den Grundstein 
für Europas und Deutschlands Wiedervereinigung in 
Freiheit gelegt haben. Auf dieser Basis wollen wir die 
Zusammenarbeit mit unserem Nachbarland Polen ausbauen. 
Dem zwischengesellschaftlichen Dialog kommt gerade 
jetzt eine herausragende Bedeutung zu. Deshalb werden 
wir Akteure, wie z. B. das Deutsch-Polnische Jugendwerk, 



SIDA 4 . Bi laga ti l l  2018:2epa

die Deutsch-Polnische Gesellschaft Bundesverband, das 
Deutsche Polen-Institut sowie die Jugendbegegnungsstätten 
in Kreisauer und Auschwitz auch weiterhin in ihrer Arbeit 
stärken. Wir werden die Zusammenarbeit mit Frankreich 
und Polen im Weimarer Dreieck intensivieren.

Wir bedauern den Austritt des Vereinigten Königreiches aus 
der Europäischen Union. Auch nach seinem Ausscheiden 
wünschen wir uns eine vertrauensvolle Zusammen Arbeit 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland, dem Vereinigten 
Königreich und der EU-27. Wir treten gemeinsam dafür 
ein, dass Deutschland seiner europäischen Verantwortung 
in einem Geist partnerschaftlicher Zusammenarbeit und 
gegenseitiger Solidarität gerecht wird.

Digitales Europa
Die Wettbewerbsfähigkeit Europas hängt entscheidend 
von der Verwirklichung des einheitlichen digitalen 
Binnenmarkts ab. Deshalb wollen wir grundsätzlich auf 
einseitige, nationale Regulierungen verzichten, um die 
europaweite Umsetzung von digitalen Geschäftsmodellen 
zu erleichtern. Wir streben an, die Freizügigkeit von Daten 
als fünfte Dimension der Freizügigkeit zu verankern.

Im Rahmen der Zukunftsdebatte um Europa wollen wir auch 
eine Diskussion über die Zuständigkeitsverteilung zwischen 
der europäischen Ebene und der Ebene der Mitgliedstaaten 
anstoßen, die die vordringliche Verwirklichung des 
einheitlichen Binnenmarkts in den Branchen ermöglicht, 
in denen eine besonders hohe Wertschöpfung durch 
Digitalisierung absehbar ist.

Wir werden darauf achten, das europäische Innovation 
am Markt eine faire Chance erhält und die Regeln des 
Binnenmarktes helfen, Beschäftigung, Rechtsstaatlichkeit, 
Demokratie und die Ausübung von Grundrechten der 
Bürgerinnen und Bürger zu stärken. Wir werden auch 
im Trilog die Revision der Richtlinie über audiovisuelle 
Mediendienste in enger Abstimmung mit den Ländern 
vorantreiben und die gemeinsamen Ziele (insbesondere 
die Einbeziehung von sozialen Netzwerken) zur Schaffung 
eines Single Market im Audio-Visuellen-Bereich umsetzen. 
Die Weiterentwicklung des Urheberrechts auf europäischer 
Ebene soll im Sinne eines fairen Ausgleichs der Interessen 
gestaltet werden. An der gesetzlichen Verankerung der 
Netzneutralität halten wir fest. Netzneutralität und 
diskriminierungsfreier Netzzugang sind entscheidend für 
das offene und freie Internet sowie für Teilhabe, Innovation 
und fairen Wettbewerb. Die nach europarechtlichen 
Vorgaben möglichen Ausnahmen vom Prinzip der 

Netzneutralität müssen eng begrenzt bleiben. Sie 
müssen streng beaufsichtigt werden. Die Einschränkung 
der Netzneutralität kann auch die inhaltliche Vielfalt 
beeinträchtigen. Daher soll die Regulierungsbehörde eng 
mit den Medienanstalten der Länder zusammenarbeiten 
und diese in die Aufsicht über die Medienvielfalt 
einbeziehen Bei der Revision der E-Commerce-Richtlinie 
werden wir prüfen, ob es – vor dem Hintergrund der 
Rechtsprechung des EuGH – eine Weiterentwicklung der 
Hostproviderhaftung und einer Konkretisierung des Notice 
and Takedown-Verfahrens bedarf. Am Grundsatz der 
bewährten abgestuften Haftungsprivilegierung halten wir 
fest Eine Verpflichtung von Plattformen zum Einsatz von 
Upload-Filtern, um von Nutzern hochgeladene Inhalte nach 
urheberrechtsverletzenden Inhalten zu „filtern“, lehnen 
wir als unverhältnismäßig ab. Negative Auswirkungen auf 
kleinere und mittlere Verlage müssen vermieden werden. 
Die Daten-Souveränität werden wir auf europäischer Ebene 
im Rahmen der E-Privacy-Verordnung stärken. Wir werden 
die Weiterentwicklung innovativer Rundfunksysteme 
im digitalen Zeitalter auch auf europäischer Ebene 
absichern (Sicherung Übertragungskapazitäten, 5G). Wir 
setzen uns für eine Interoperabilitätsverpflichtung für 
Digitalradiogeräte auch auf europäischer Ebene ein.

Im digitalen Zeitalter sind universelle Spielregeln wichtig. 
Um den Grundrechteschutz auch im digitalen Zeitalter 
sicherzustellen, begleitet die Bundesregierung das 
Projekt einer europäischen digitalen Grundrechtecharta. 
Durch diese Charta sollen die Chancen und Risiken der 
Digitalisierung zu einem gerechten Ausgleich gebracht 
werden.

Bürokratie
Bürokratisierungsmöglichkeiten überprüfen. EU-
Regelungen werden wir 1:1 umsetzen. Ebenso 
wollen wir uns auf EU-Ebene für eine Reduzierung 
von Bürokratiebelastungen bei Planungs- und 
Genehmigungsverfahren einsetzen.

Außenhandel
Wir wollen freien und fairen Handel in der Welt. Es 
gilt, in Zeiten der Globalisierung als Europäische Union 
stärker und einheitlicher in der Handelspolitik aufzutreten. 
Internationale Organisationen wie Internationaler 
Währungsfonds, Welthandelsorganisation, Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
sowie Weltbank haben sich in den letzten Jahren zu 
zentralen Foren der Gestaltung multilateraler Standards 
und Regeln entwickelt. Sie wollen wir weiter unterstützen 
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und stärken. Protektionismus lehnen wir ab und setzen 
vorrangig auf multilaterale Vereinbarungen. Wir sind 
fest davon überzeugt, dass neben den Verhandlungen 
auf multilateraler Ebene bilateralen und plurilateralen 
Abkommen eine entscheidende Bedeutung für eine aktive 
Gestaltung der Globalisierung zukommt. Im europäisch-
kanadischen

Handelsabkommen CETA sind zukunftsweisende 
Regelungen für den Schutz von Umwelt und Gesundheit, 
Arbeitnehmerrechten, öffentlicher Daseinsvorsorge und für 
einen fortschrittlichen Investitionsschutz vereinbart worden. 
Dies muss auch für künftige Handelsabkommen gelten. 
Wir wollen in Deutschland die Voraussetzungen dafür 
schaffen, dass das CETA-Abkommen umfassend in Kraft 
treten kann. Wir wollen umfassende, moderne bilaterale 
Freihandelsabkommen mit Drittstaaten insbesondere im 
asiatisch-pazifischen Raum und Lateinamerika abschließen 
und unterstützen gleichzeitig das Ziel einer weiteren 
Vertiefung der transatlantischen Wirtschaftsbeziehungen.

Wir wollen das Außenwirtschaftsförderinstrumentarium, 
insbesondere in Bezug auf neue Märkte und mit dem 
Schwerpunkt Afrika, weiterentwickeln. Wir nehmen 
bewusst die Zukunftsthemen des afrikanischen Kontinents 
in den Fokus – Digitalisierung, Innovation und Ausbildung 
– und setzen zu diesem Zwecke das Eckpunktepapier zur 
wirtschaftlichen Entwicklung Afrikas um, u. a. durch die 
Stärkung privater Investitionen, Hermes-Bürgschaften und 
innovativer Finanzierungsinstrumente. Das Netzwerk der 
deutschen Außenhandelskammern ist ein wichtiger Pfeiler 
unserer Außenwirtschaftspolitik, das wir weiter stärken und 
ausbauen wollen.

Wir werden Deutschland als einen offenen 
Investitionsstandort erhalten, achten aber auf faire 
Wettbewerbsbedingungen. Wir unterstützen die EU-
Initiative für ein verbessertes Investitions-Screening.

Wir unterstützen ausdrücklich alle Bemühungen 
für eine gerechte Besteuerung großer Konzerne, 
insbesondere auch der Internetkonzerne. Dabei setzen 
wir weiterhin auf internationalen Konsens. Durch 
weltweit möglichst breite Implementierung der OECD-
BEPS-Verpflichtungen sowie -Empfehlungen schaffen 
wir faire steuerliche Wettbewerbsbedingungen für 
grenzüberschreitende unternehmerische Tätigkeiten. 
Wir werden unsere Verpflichtungen aus der EU-Anti-
Steuervermeidungsrichtlinie im Interesse des Standorts 
Deutschland umsetzen, die Hinzurechnungsbesteuerung 

zeitgemäß ausgestalten, Hybridregelungen ergänzen und 
die Zinsschranke anpassen.

Wir werden Maßnahmen für eine angemessene Besteuerung 
der digitalen Wirtschaft ergreifen. Zur weiteren Bekämpfung 
des Umsatzsteuerbetrugs beim Handel mit Waren im 
Internet werden wir gesetzliche Regelungen schaffen, 
um Betreiberinnen und Betreiber von elektronischen 
Marktplätzen, die den Handel unredlicher Unternehme 
rinnen und Unternehmer über ihren Marktplatz nicht 
unterbinden, für die ausgefallene Umsatzsteuer in Anspruch 
zu nehmen. Die Betreiberinnen und Betreiber werden wir 
dazu verpflichten, über die auf ihren Plattformen aktiven 
Händlerinnen und Händler Auskunft zu erteilen.

Gemeinsame Europäische Agrarpolitik
Dafür bedarf es einer Weiterentwicklung und Neujustierung 
der Gemeinsamen Europäischen Agrarpolitik (GAP). 
Wir streben eine Haushaltsausstattung im bisherigen 
Volumen auf EU-Ebene an. Aber die Förderstrukturen 
nach 2020 müssen gezielter und einfacher als bisher 
ausgerichtet werden. Wir wollen weniger Bürokratie und 
mehr Effizienz für eine marktfähige Landwirtschaft, die 
gesunde Lebensmittel nachhaltig produziert. Insofern 
sind besonders Tier-, Natur- und Klimaschutz sowie die 
Wahrung sozialer Standards im öffentlichen Interesse 
auch öffentlich zu fördern. Die Verwendung der Mittel 
soll neben der Einkommensstabilisierung besser auf diese 
Ziele ausgerichtet werden. Dabei achten wir auch auf 
ertragsschwache Standorte mitgeringen Bodenwerten.

Zuwanderung steuern – Integration fördern 
und unterstützen

1. Flüchtlingspolitik
Deutschland bekennt sich zu seinen bestehenden 
rechtlichen und humanitären Verpflichtungen. Wir werden 
das Grundrecht auf Asyl nicht antasten: Wir bekennen uns 
strikt zum Recht auf Asyl und zum Grundwertekatalog 
im Grundgesetz, zur Genfer Flüchtlingskonvention, 
zu den aus dem Recht der EU resultierenden 
Verpflichtungen zur Bearbeitung jedes Asylantrags sowie 
zur UN-Kinderrechtskonvention und zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention. Wir sind stolz auf die 
Integrationsleistung unseres Landes, insbesondere auf 
das vielfältige ehrenamtliche Engagement in den Städten 
und Gemeinden. Wir sind uns darüber einig, dass die 
Integrationsfähigkeit unserer Gesellschaft nicht überfordert 
werden darf. Integrationsfähigkeit bemisst sich dabei nicht 
nur daran, wie die Aufnahme und Integration zugewanderter 
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Menschen in die Gesellschaft gelingt, vielmehr beinhaltet 
sie auch unseren Anspruch, die Lebensbedingungen der hier 
lebenden Menschen gerade angesichts der zu bewältigenden 
Zuwanderung zu berücksichtigen (z. B. Versorgung mit 
Kita-Plätzen, Schulen, Wohnungen).

Deswegen setzen wir unsere Anstrengungen fort, die 
Migrationsbewegungen nach Deutschland und Europa 
angemessen mit Blick auf die Integrationsfähigkeit der 
Gesellschaft zu steuern und zu begrenzen, damit sich eine 
Situation wie 2015 nicht wiederholt. Bezogen auf die 
durchschnittlichen Zuwanderungszahlen, die Erfahrungen 
der letzten zwanzig Jahre sowie mit Blick auf die 
vereinbarten Maßnahmen und den unmittelbar steuerbaren 
Teil der Zuwanderung – das Grundrecht auf Asyl und die 
Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) bleiben unangetastet 
– stellen wir fest, dass die Zuwanderungszahlen (inklusive 
Kriegsflüchtlinge, vorübergehend Schutzberechtigte, 
Familiennachzügler, Relocation, Resettlement, abzüglich 
Rückführungen und freiwilligen Ausreisen künftiger 
Flüchtlinge und ohne Erwerbsmigration) die Spanne von 
jährlich180 000 bis 220 000 nicht übersteigen werden. 
Dem dient auch das nachfolgende Maßnahmenpaket.

Es soll eine Fachkommission der Bundesregierung 
eingesetzt werden, die sich mit den Rahmenbedingungen 
der Integrationsfähigkeit befasst und einen entsprechenden 
Bericht dem Deutschen Bundestag zuleitet. Wir stärken die 
Migrations- und Integrationsforschung.

Wir wollen Fluchtursachen bekämpfen, nicht die 
Flüchtlinge.

Dazu wollen wir:
•	 die Entwicklungszusammenarbeit verbessern;
•	 den Ausbau humanitären Engagements; UNHCR 

und World Food Programme (WFP) angemessen 
ausstatten und für eine kontinuierliche 
Finanzierung sorgen;

•	 das Engagement für Friedenssicherung ausweiten 
(u. a. Stärkung internationaler Polizeimissionen); 

•	 eine faire Handels- und Landwirtschaftspolitik 
(faire Handelsabkommen);

•	 einen verstärkten Klimaschutz;
•	 eine restriktive Rüstungsexportpolitik.

Wir werden eine Kommission „Fluchtursachen“ im 
Deutschen Bundestag einrichten die der Bundesregierung 
und dem Bundestag konkrete Vorschläge unterbreiten soll.

Wir treten für ein gemeinsames europäisches Asylsystem 
ein und beteiligen uns daher aktiv am Prozess der Reform 
des Dublin-Verfahrens. Ein fairer Verteilmechanismus 
für Schutzbedürftige, die Frage der Menschenrechte in 
Drittstaaten sowie das Prinzip der Zuständigkeit des 
Ersteinreiselandes für Asylbewerber müssen hierbei 
eine übergeordnete Rolle spielen. Dabei muss klar sein, 
dass eine unbefristete Berufung auf einen anderen Staat 
der Ersteinreise ausscheidet. Bei der Ausgestaltung des 
Selbsteintrittsrechts wird die Frage der Herstellung der 
Einheit der Kernfamilie zu berücksichtigen sein. Damit 
eine Verteilung in der Praxis funktioniert, muss es wirksame 
Mechanismen zur Verhinderung von Sekundärmigration 
geben. Dazu wollen wir insbesondere die Asylverfahren 
einschließlich der Standards bei der Versorgung und 
Unterbringung von Asylbewerbern harmonisieren 
und dafür sorgen, dass volle Leistungen nur noch im 
zugewiesenen EU-Mitgliedstaat gewährt werden. In diesem 
Sinne wird sich die Bundesregierung in den Verhandlungen 
auf EU-Ebene abgestimmt positionieren. Dies gilt auch 
für eine gemeinsame Durchführung von Asylverfahren 
überwiegend an den Außengrenzen sowie gemeinsame 
Rückführungen von dort. Dabei werden europäische 
Menschenrechtsstandards eingehalten Wir unterstützen 
eine Politik der EU, die verhindern soll, dass kriminelle 
Schlepper und Schleuser entscheiden, wer nach Europa 
kommt. Wir wollen Anreize ausschließen, die dadurch 
entstehen, dass Minderjährige von ihren Eltern unter 
Gefährdung 4864 des Kindeswohls zukünftig auf die 
gefährliche Reise vorgeschickt werden.

Wir wollen die Zusammenarbeit mit UNHCR, IOM, 
Herkunfts- und Transitstaaten weiter ausbauen. Zur 
Sicherung der Freizügigkeit innerhalb Europas gehört ein 
wirksamer Schutz der europäischen Außengrenzen. Dazu 
wollen wir Frontex zu einer echten Grenzschutzpolizei 
weiterentwickeln. Bis der Schutz der EU-Außengrenzen 
effektiv funktioniert, sind Binnengrenzkontrollen 
vertretbar.

Wir unterstützen europäische Beschlüsse zur Verteilung von 
Flüchtlingen (Relocation) und leisten einen angemessenen 
Beitrag zu Aufnahmekontingenten humanitär 
Schutzbedürftiger (Resettlement). Die Größenordnung 
dieses aus humanitären Motiven erfolgenden legalen 
Zugangs muss jedoch von der Größenordnung des Zugangs 
humanitär Schutzsuchender insgesamt abhängen. Für 
die Frage des Familiennachzugs wird Bezug genommen 
auf das Gesetz zur Verlängerung der Aussetzung des 
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Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten. Das 
Nähere regelt ein noch zu erlassendes Bundesgesetz.

Für diese Regelung zum Familiennachzug bei subsidiär 
Geschützten ab dem 1. August 2018 ist die Festsetzung 
erfolgt, dass der Zuzug auf 1000 Personen pro Monat 
begrenzt ist und die Härtefallregelung nach §§ 22 und 23 
Aufenthaltsgesetz jenseits dieses Kontingents Anwendung 
findet. Die weitere Ausgestaltung des Gesetzes ob-4886 liegt 
den Koalitionsparteien bzw. deren Bundestagsfraktionen.

1.	 Dieser Familiennachzug wird nur gewährt,
•	 wenn es sich um Ehen handelt, die vor der Flucht 

geschlossen worden sind,
•	 keine schwerwiegenden Straftaten begangen 

wurden,
•	 es sich nicht um Gefährder handelt
•	 eine Ausreise kurzfristig nicht zu erwarten ist.
2.	 Mit der gesetzlichen Neuregelung wollen wir 

Anreize ausschließen, die dadurch entstehen, dass 
Minderjährige von ihren Eltern unter Gefährdung 
des Kindeswohls zukünftig auf die gefährliche 
Reise vorgeschickt werden.

3.	 Mit der gefundenen Lösung zum Familiennachzug 
werden fortan subsidiär Geschützte im Rahmen 
des Kontingents eine ungefährliche Möglichkeit 
auf Familiennachzug ihrer Kernfamilie haben. 
Die Einstufung gemäß der GFK soll sachgerecht 
erfolgen

2. Erwerbsmigration
Unser Land braucht geeignete und qualifizierte Fachkräfte 
in großer Zahl. Kein Arbeitsplatz soll unbesetzt bleiben, 
weil es an Fachkräften fehlt. Den Fachkräftezuzug nach 
Deutschland haben wir in den vergangenen Jahren bereits 
erheblich verbessert und vereinfacht. Dieser Bedarf 
wird voraussichtlich in den nächsten Jahren aufgrund 
unserer guten wirtschaftlichen Entwicklung und wegen 
der rückläufigen Zahl junger Menschen, die neu ins 
Erwerbsleben eintreten, weiter steigen. Deshalb werden 
wir ein Regelwerk zur Steuerung von Zuwanderung in 
den Arbeitsmarkt und das damit verbundene Recht des 
Aufenthalts und der Rückkehr in einem Gesetzeswerk 
erarbeiten, das sich am Bedarf unserer Volkswirtschaft 
orientiert. Ein solches Gesetz wird die bereits bestehenden 
Regelungen zusammenfassen, transparenter machen und, wo 
nötig, effizienter gestalten. Maßgeblich zu berücksichtigen 
für den Zuzug nach Deutschland sind der Bedarf unserer 
Volkswirtschaft, Qualifikation, Alter, Sprache sowie der 

Nachweis eines konkreten Arbeitsplatzes und die Sicherung 
des Lebensunterhalts.

Unter Fachkräften verstehen wir sowohl 
Hochschulabsolventen als auch Einwandererinnen 
und Einwanderer mit qualifizierter Berufsausbildung 
bzw. ausgeprägten berufspraktischen Kenntnissen. 
Eine Gleichwertigkeitsprüfung der beruflichen bzw. 
akademischen Qualifikationen der Fachkräfte soll möglichst 
ohne lange Wartezeiten erfolgen. Auf eine Vorrangprüfung 
wird verzichtet, soweit die Landesregierungen nicht in 
Bezirken mit hoher Arbeitslosigkeit an der Vorrangprüfung 
festhalten wollen. Unberührt hiervon bleibt die Prüfung 
der Arbeitsbedingungen auf Gleichwertigkeit durch die 
Bundesagentur für Arbeit Mit einer klug gesteuerten 
Einwanderungspolitik für Fachkräfte unterstützen wir die 
Schaffung von Arbeitsplätzen in Deutschland und verringern 
spürbar die Attraktivität von illegaler und ungesteuerter 
Einwanderung. Um angemessen auf Entwicklungen unseres 
Arbeitsmarktes reagieren zu können, achten wir darauf, 
nationale Regelungsmöglichkeiten für Zuwanderung in den 
Arbeitsmarkt zu erhalten.

3. Gelingende Integration
Menschen mit Migrationshintergrund gehören zu unserer 
Gesellschaft und prägen sie mit. Ihre Repräsentanz auf 
allen Ebenen in den Unternehmen, gesellschaftlichen 
Einrichtungen und vor allem auch im öffentlichen 
Dienst gilt es weiterhin zu verbessern Die vielfältigen 
Integrationsmaßnahmen werden wir in einer bundesweiten 
Strategie nach dem Grundsatz „Fordern und Fördern“ 
bündeln, größere Transparenz in das Geflecht der 
bestehenden Integrationsmaßnahmen bringen, die 
Koordinierung zwischen Bund, Ländern und Kommunen 
deutlich verbessern und dadurch eine effizientere 
Wahrnehmung der bestehenden Zuständigkeiten 
erreichen. Wir wollen mehr Erfolgskontrolle und werden 
dazu Integrationsforschung und -messung im Sinne eines 
echten Integrationsmonitorings intensivieren, um die 
Erfolge der Integrationspolitik sichtbar zu machen und 
Fehlentwicklungen frühzeitig zu korrigieren.

So wollen wir z. B. die Teilhabe an den Angeboten der 
Gesundheitsversorgung (insbesondere in der Pflege) 
gerade für die erste Generation der Arbeitsmigranten der 
50er und 60er Jahre unabhängig von kultureller Herkunft 
und Status verbessern. Mit Blick auf Vorsorge- und 
Früherkennungsangebote sowie Rehabilitation sollen die 
Akteure im Gesundheitswesen verstärkt mehrsprachige 
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gesundheitsfördernde Angebote unterbreiten, die die 
Betroffenen auch wirklich erreichen. Wir stellen die weitere 
Finanzierung der laufenden Maßnahmen zur Entlastung 
von Ländern und Kommunen bei den Flüchtlingskosten 
(Integrationspauschale, Kosten der Unterkunft, unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge) in den Jahren bis 2021 mit 
insgesamt weiteren acht Milliarden Euro sicher und gestalten 
sie gemeinsam, erforderlich, effizienter neu aus. Wir prüfen 
zusätzliche finanzielle Anreize bei freiwilligem Engagement 
von Kommunen für erfolgreiche Integrationsarbeit.

Wir bekennen uns zur Integration für diejenigen 
mit dauerhafter Bleibeperspektive. Dazu gehören 
Sprache und Arbeit. Die im Jahr 2005 eingeführten 
Integrationskurse sind der zentrale Ausgangspunkt für 
alle weiteren Integrationsschritte. Qualität und Effizienz 
dieser Kurse wollen wir weiter verbessern, insbesondere 
mit Blick auf eine bessere Zielgruppenorientierung. 
Erforderlich ist eine stärkere Kursdifferenzierung nach 
Vorkenntnissen. Die Mitwirkung beim Spracherwerb 
werden wir stärker einfordern. Wir wollen für den 
Spracherwerb zusätzliche Anreize setzen, Hilfestellungen 
ausbauen und Sanktionsmöglichkeiten konsequent 
nutzen. Zudem wollen wir auch in der Integrationspolitik 
die Chancen der Digitalisierung nutzen und digitale 
Angebote bei Orientierungs- und Integrationskursen 
ermöglichen. Schließlich wollen wir die Regelungen des 
Integrationsgesetzes entfristen und die Wohnsitzregelung 
zeitnah evaluieren. Die Zugangsvoraussetzungen zu den 
ausbildungs- und berufsvorbereitenden Leistungen wollen 
wir vereinheitlichen und für die Gruppe der Geduldeten 
mit dem rechtlichen Arbeitsmarktzugang harmonisieren. 
Gleichzeitig sollen insbesondere diejenigen, bei denen die 
Ausreise kurzfristig nicht zu erwarten ist, Angebote nach dem 
Grundsatz des Förderns und Forderns für Spracherwerb und 
Beschäftigung bekommen. Dazu soll ein Vorschlag erarbeitet 
werden, wie für diese Gruppe der Zugang zu Sprachkursen 
und Beschäftigung gewährt werden kann, ohne dass es 
zu einer Verfestigung von Aufenthaltsrechten und einer 
Gleichstellung mit denjenigen führt, die eine rechtliche 
Bleibeperspektive haben Für langjährig Geduldete, die die 
Integrationsanforderungen im Sinne des § 25a und b des 
Aufenthaltsgesetzes erfüllen, wollen wir Verbesserungen 
und Vereinfachungen für den Aufenthalt und bei der 
Ausbildung und Arbeitsmarktintegration erarbeiten. Damit 
wollen wir auch Klarheit für die Betroffenen hinsichtlich 
ihrer Zukunft in Deutschland schaffen.

Die 3+2-Regelung für Auszubildende wollen wir 
bundesweit einheitlich anwenden. Diese Regelung zielt 
auf die Ermöglichung eines Zugangs zu einer qualifizierten 

Berufsausbildung mit einer Duldung. Dieses Ziel darf nicht 
durch eine zu enge Anwendung des Beschäftigungsrechts 
für Geduldete unterlaufen werden. Diese Regelung wollen 
wir auch auf staatlich anerkannte Helferausbildungen 
anwenden, soweit daran eine qualifizierte Ausbildung 
in einem Mangelberuf anschlussfähig ist. Eine 
Ausbildungszusage muss dabei vorliegen. Bei alledem 
wollen wir zusätzliche Belastungen für die sozialen 
Sicherungssysteme vermeiden.

4. Effizientere Verfahren
Menschen, die in Deutschland Schutz suchen, 
brauchen Asylverfahren, die schnell, umfassend und 
rechtssicher bearbeitet werden. Deren Bearbeitung 
erfolgt künftig in zentralen Aufnahme-, Entscheidungs- 
und Rückführungseinrichtungen, in denen BAMF, BA, 
Jugendämter, Justiz, Ausländerbehörden und andere Hand 
in Hand arbeiten. In den AnKER-Einrichtungen sollen 
Ankunft, Entscheidung, kommunale Verteilung bzw. 
Rückführung (AnKER) stattfinden. Eine unabhängige 
und flächendeckende Asylverfahrensberatung ist zu 
gewährleisten. Über die Frage von Zuständigkeit und 
Trägerschaft wird eine Vereinbarung zwischen Bund und 
Ländern getroffen. Die Bundesrepublik Deutschland 
hat sich in den vergangenen Jahren in einzigartiger 
Weise humanitär engagiert. Menschen, die von Krieg 
und Verfolgung betroffen sind, bieten wir Schutz. Wir 
haben das Recht zu wissen, wer in unserem Land leben 
will; dazu bestehen besondere Mitwirkungspflichten 
durch die Ankommenden. Das betrifft zuallererst die 
umfassende Identitätsfeststellung: Name, Herkunft, Alter, 
Fingerabdruck. Bei ungeklärter Identität wollen wir die 
behördlichen Möglichkeiten zu deren Feststellungen 
erweitern und Identitätstäuschungen wirksamer begegnen. 
Die umfassende Identitätsfeststellung findet in den AnKER-
Einrichtungen statt. Nach der Altersfeststellung werden 
unbegleitete Minderjährige durch Jugendbücher-den in 
Obhut genommen, Erwachsene verbleiben in den AnKER-
Einrichtungen. Steht in Zweifel, ob es sich um Jugendliche 
oder um Erwachsene handelt, erfolgt die Altersfeststellung 
durch das zuständige Jugendamt unter Beteiligung des 
BAMF in den AnKER-Einrichtungen.

Um die Chance auf eine erfolgreiche Integration zu 
wahren und europarechtliche Vorgaben zu erfüllen, ist 
die Bleibeverpflichtung in den AnKER-Einrichtungen 
zeitlich und sachlich zu begrenzen. Sowohl in den 
Aufnahmeeinrichtungen als auch in den AnKER-
Einrichtungen soll die Aufenthaltszeit in der Regel 18 
Monate nicht überschreiten (§ 47 Abs. 1a und 1b Asylgesetz 
bleibt davon unberührt), bei Familien mit minderjährigen 
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Kindern in der Regel sechs Monate. Insgesamt ist eine 
geschlechter- und jugendgerechte Unterbringung zu 
gewährleisten.

Wir streben an, nur diejenigen auf die Kommunen zu 
verteilen, bei denen eine positive Bleibeprognosen besteht. 
Alle anderen sollen, wenn in angemessener Zeit möglich, aus 
diesen Einrichtungen in ihre Heimatländer zurückgeführt 
werden .Spätestens drei Jahre nach einer positiven 
Entscheidung ist eine Überprüfung des gewährten Schutzes 
erforderlich. Für dieses Prüfverfahren werden verbindliche 
Mit- wirkungspflichten der Betroffenen gelten. Dazu sollen 
Belehrungen stattfinden. Vollziehbar Ausreisepflichtige 
müssen unser Land verlassen. Freiwillige Rückkehr und 
konsequente Abschiebung sind dabei von wesentlicher 
Bedeutung. Die freiwillige Rückkehr hat Vorrang. Bestehende 
Hindernisse (z. B. Identitätsfeststellung, Aufnahmewillen 
der Herkunftsländer, Passersatzbeschaffung, Arbeit 
der Potsdamer Clearingstelle, ZUR) wollen wir weiter 
verringern. Wir starten eine Qualitätsoffensive für die 
Arbeit des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge.

Gerade im Interesse der wirklich Schutzbedürftigen und der 
Akzeptanz in der Bevölkerung wollen wir Ausreisepflichtige 
stärker danach unterscheiden, ob sie unverschuldet an 
der Ausreise gehindert sind oder ihnen die fehlende 
Möglichkeit zur Durchsetzung ihrer Ausreisepflicht 
zugerechnet werden muss. Diese Unterscheidung hat auch 
Konsequenzen, beispielsweise hinsichtlich des Bezugs von 
Leistungen. Entsprechendem Änderungsbedarf werden 
wir nachkommen. Das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge ist möglichst frühzeitig über die Einleitung eines 
Strafverfahrens zu informieren. Dazu werden wir § 8 Abs. 
1a des Asylgesetzes ändern. Wer sein Aufenthaltsrecht dazu 
missbraucht, um Straftaten zu begehen, muss unser Land 
verlassen. Das gilt auch bei Fällen von Sozialleistungsbetrug 
und Verstößen gegen das Betäubungsmittelgesetz, soweit 
diese zu einer Verurteilung von mindestens einem Jahr 
geführt haben.

Abschiebehaft und Ausreisegewahrsam, einschließlich des 
Beschwerdeverfahrens, werden wir praktikabler ausgestalten, 
die Voraussetzungen absenken und klarer bestimmen. Ziel 
ist, die Zuführungsquoten zu Rückführungsmaßnahmen 
deutlich zu erhöhen.

Zum Zwecke der Verfahrensbeschleunigung werden 
Algerien, Marokko und Tunesien sowie weitere Staaten 
mit einer regelmäßigen Anerkennungsquote unter fünf 
Prozent zu sicheren Herkunftsstaaten bestimmt. Der 
Individualanspruch auf Einzelfallprüfung bleibt unberührt. 

Gleichzeitig wird durch eine spezielle Rechtsberatung für 
besondere vulnerable Fluchtgruppen deren besondere 
Schutzwürdigkeit berücksichtigt.

Wir werden das Ausländerzentralregister (AZR) 
ertüchtigen, um belastbarere Auskünfte erhalten zu 
können, allen relevanten Behörden unkomplizierten 
Zugriff zu ermöglichen und es auch zur besseren Steuerung 
der Rückführung und freiwilligen Ausreise einsetzen zu 
können. Wir werden es in Zusammenarbeit mit den Ländern 
zu einem insgesamt den zeitgemäßen Anforderungen 
entsprechenden zentralen Ausländerdateisystem 
weiterentwickeln. Im Rahmen dieser Ertüchtigung werden 
wir auch den Bestand der tatsächlich zur Rückführung 
anstehenden Personen besser abbilden.

Internationaler und europäischer 
Umweltschutz
Die globalen Umweltbedrohungen brauchen eine starke 
internationale Umweltpolitik. Deshalb werden wir uns – 
in besonderer und enger Zusammenarbeit mit Frankreich 
für eine Stärkung der internationalen Umweltinstitutionen 
einsetzen. Wir wollen die Mittel für die internationale 
Umweltpolitik aufstocken. Wir setzen uns gegen den fort 
schreitenden Verlust an biologischer Vielfalt, die Zerstörung 
von Wäldern und den zunehmenden Verlust an fruchtbaren 
Böden ein. Unser Engagement im internationalen 
Artenschutz und gegen die Wilderei sowie den illegalen 
Wildtierhandel werden wir ausweiten. Sauberes Wasser 
ist die wichtigste Lebensgrundlage aller Menschen. Zur 
Krisenprävention und Bekämpfung der Fluchtursachen 
wollen wir insbesondere in Afrika in einer gemeinsamen 
Initiative mit der deutschen Wasserwirtschaft Maßnahmen 
zur Verbesserung der Versorgung mit Wasser auf lokaler 
Ebene ermöglichen Wir werden die EU-Präsidentschaft 
im Jahr 2020 nutzen, um das Ambitionsniveau des 
europäischen Umweltschutzes weiter zu steigern. Dabei 
bekennen wir uns zum europäischen Vorsorgeprinzip. 
Wir wollen Europa auf dem Weg zu einem nachhaltigen 
Wirtschaften voranbringen.

Internationaler Meeresschutz
Wir werden der übermäßigen Nutzung der Ozeane 
entgegenwirken und den Schutz der Meere insbesondere 
vor Verhüllung verbessern. Wir setzen uns für ein 
Schutzgebietsnetz für Hochseegebiete und für ein 
internationales Durchführungsübereinkommen zum 
Schutz der biologischen Vielfalt im Bereich der Hohen See 
ein und unterstützen die Einrichtung von Schutzgebieten 
in Arktis und Antarktis. Um Nord- und Ostsee besser zu 
schützen, werden wir ein wirksames Management der 
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Freizeitfischerei in den Schutzgebieten in Kraft setzen und 
uns für wirksame Fischereiregelungen auf EU-Ebene sowie 
eine bessere Förderung ökosystemgerechter Fangtechniken 
und -methoden einsetzen. Für einen umweltverträglichen 
Tiefseebergbau sollen internationale Regeln entwickelt 
werden.

Klima
Wir bekennen uns zu den national, europäisch und 
im Rahmen des Pariser Klima-Schutz Abkommens 
vereinbarten Klimazielen 2020, 2030 und 2050 für alle 
Sektoren. Deutschland setzt sich gemäß dem Pariser 
Klimaschutzabkommen dafür ein, die Erderwärmung 
auf deutlich unter zwei Grad Celsius und möglichst 
auf 1,5 Grad Celsius zu begrenzen und spätestens in der 
zweiten Hälfte des Jahrhunderts weltweit weitgehende 
Treibhausgasneutralität zu erreichen.

Wir setzen das Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 und den 
Klimaschutzplan 2050 mit den für alle Sektoren vereinbarten 
Maßnahmenpaketen und Zielen vollständig um und 
werden Ergänzungen vornehmen, um die Handlungslücke 
zur Erreichung des Klimaziels 2020 so schnell wie möglich 
zu schließen. Das Minderungsziel 2030wollen wir auf jeden 
Fall erreichen. Dies soll unter Beachtung des Zieldreiecks 
Versorgungssicherheit, Sauberkeit und Wirtschaftlichkeit 
sowie ohne Strukturbrüche und mithilfe einer deutlichen 
Steigerung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien und 
der Energieeffizienz realisiert werden. Wir stehen weiterhin 
für eine wissenschaftlich fundierte, technologieoffene und 
effiziente Klimapolitik.

Wir werden eine Kommission „Wachstum, 
Strukturwandel und Beschäftigung“ unter Einbeziehung 
der unterschiedlichen Akteure aus Politik, Wirtschaft, 
Umweltverbänden, Gewerkschaften sowie betroffenen 
Ländern und Regionen einsetzen, die auf Basis 
des Aktionsprogramms Klimaschutz 2020 und des 
Klimaschutzplans 2050 bis Ende 2018 ein Aktionsprogramm 
mit folgenden Elementen erarbeiten soll:

•	 Maßnahmen, um die Lücke zur Erreichung des 
40 Prozent-Reduktionsziels bis 2020 so weit wie 
möglich zu reduzieren,

•	 Maßnahmen, die das 2030-Ziel für den 
Energiesektor zuverlässig erreichen, einschließlich 
einer umfassenden Folgenabschätzung,

•	 einen Plan zur schrittweisen Reduzierung und 
Beendigung der Kohleverstromung, einschließlich 
eines Abschlussdatums und der notwendigen 
rechtlichen, wirtschaftlichen, sozialen und 
strukturpolitischen Begleitmaßnahmen und

•	 die finanzielle Absicherung für den notwendigen 
Strukturwandel in den betroffenen Regionen und 
einen Fonds für Strukturwandel aus Mitteln des 
Bundes.

Ein zeitlich paralleles Vorgehen soll für den Bau- und 
Verkehrssektor erfolgen. Damit schaffen wir die Grundlagen 
dafür, dass die Sektor ziele 2030 erreicht werden. Auf 
dieser Grundlage wollen wir ein Gesetz verabschieden, das 
die Einhaltung der Klimaschutzziele 2030 gewährleistet. 
Wir werden 2019 eine rechtlich verbindliche Um-
setzung verabschieden. Der Bund wird sich mit den 
betroffenen Regionen auch über die Fortführung der 
Braunkohlesanierung nach 2022 abstimmen Die Nationale 
Klimaschutzinitiative wird fortgesetzt.

Den EU-Emissionshandel wollen wir als Leitinstrument 
weiter stärken. Unser Ziel ist ein CO2-Bepreisungssytem, 
das nach Möglichkeit global ausgerichtet ist, jedenfalls 
aber die G20-Staaten umfasst. Wir werden die Impulse 
der gemeinsamen Resolution von Assemblée nationale 
und Deutschem Bundestag zum 55. Jahrestag des 
Élysée-Vertrags am 22. Januar 2018 aufgreifen und im 
Rahmen der deutschfranzösischen Freundschaft die 
enge Zusammenarbeit bei der Umsetzung des Pariser 
Klimaschutzabkommens von 2015 und der Verpflichtungen 
des „One Planet Summit“ von 2017 fortsetzen.

Wir gewährleisten die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
insbesondere energieintensiver Industrien, sichern damit 
unsere integrierten Wertschöpfungsketten und sorgen 
für einen umfassenden Schutz vor carbon leakage. Wir 
bekennen uns zur deutschen Verantwortung für den 
internationalen Klimaschutz und sorgen für einen weiteren 
Aufwuchs der internationalen Klimaschutzfinanzierung 
durch Deutschland im Rahmen der Erhöhung der ODA-
Mittel.

Deutschlands Verantwortung für Frieden, 
Freiheit und Sicherheit in der Welt
Deutsche Außenpolitik ist dem Frieden verpflichtet und fest 
in den Vereinten Nationen und der Europäischen Union 
verankert. Wir setzen uns für eine dauerhaft friedliche, 
stabile und gerechte Ordnung in der Welt ein. Gemeinsam 
mit unseren Partnern verfolgen wir einen umfassenden und 
vernetzten Ansatz. Dabei setzen wir auf Diplomatie, Dialog 
und Kooperation sowie Entwicklungszusammenarbeit. In 
diesem Rahmen bleibt die Bundeswehr – wie im Weißbuch 
von 2016 dargelegt – ein unverzichtbarer Bestandteil 
deutscher Sicherheitspolitik. Unsere Politik basiert auf 
unseren Werten und dient unseren Interessen.
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In den vergangenen Jahren ist die Welt unberechenbarer und 
unsicherer geworden auch für Deutschland und Europa. 
Internationale Ordnungen und fundamentale Prinzipien 
wie Multilateralismus, das Völkerrecht und die universelle 
Gültigkeit von Menschenrechten sind unter Druck und 
drohen zu erodieren. Die Folgen des Klimawandels, Risiken 
von Handelskriegen, Rüstungswettläufen und bewaffneten 
Konflikten, Instabilität im Nahen und Mittleren Osten, 
Fluchtbewegungen, sowie neue aggressive Nationalismen 
innerhalb und außerhalb Europas fordern uns heraus 
und wirken bis in unsere Gesellschaften hinein In dieser 
Lage ist es die überragende Aufgabe deutscher Politik, 
auf Regeln basierende internationale Kooperationen, 
Institutionen und Organisationen als Grundlage von 
Frieden, Sicherheit und Stabilität zur stärken und weiter 
zu entwickeln. Unser Ziel ist eine gerechte Gestaltung 
der Globalisierung im Sinne der Agenda 2030, die allen 
Menschen ein Leben in Würde und Sicherheit bietet. Wir 
setzen auf starke Partnerschaften und Allianzen. Dabei 
steht die Stärkung gemeinsamen europäischen Handelns 
und der Gestaltungskraft der EU im Mittelpunkt. Europa 
wird nur dann politisch und wirtschaftlich erfolgreich sein, 
wenn es seiner Verantwortung in der Welt gerecht wird. 
Europa nutzt heute sein politisches und wirtschaftliches 
Potenzial zu wenig und mit zu geringem Selbstbewusstsein. 
Wir brauchen eine neue Kultur der Verantwortung, die 
die Glaubwürdigkeit Europas als Partner in der westlichen 
Welt erhöht und unsere Position gegenüber aufstrebenden 
Machten stärkt. In dieser Lage verfolgt Deutschland zwei 
zentrale Ziele: Europa muss international eigenständiger 
und handlungsfähiger werden. Gleichzeitig wollen wir die 
Bindung an die USA festigen. Wir wollen transatlantisch 
bleiben und europäischer werden.

Entwicklungspolitik für eine gerechte 
Globalisierung
Globalisierung muss gerecht gestaltet werden. Die Schere 
zwischen arm und reich 7604 weltweit darf nicht weiter 
auseinanderlaufen.

Unser Auftrag ist die ambitionierte Umsetzung der 
entwicklungspolitischen Gipfelzusagen (G7 und G20), 
der Agenda 2030 der Vereinten Nationen mit ihren 17 
Nachhaltigkeitszielen und des Pariser Klimaabkommens 
unter Beteiligung der Zivilgesellschaft. Die Umsetzung 
der Agenda 2030 und die Förderung einer nachhaltigen 
Entwicklung und Maßstab des Regierungshandelns. 
Die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie wollen wir 
kontinuierlich und ambitioniert weiterentwickeln. Um die 
vor uns liegenden globalen Herausforderungen bewältigen 
zu können, brauchen wir einen Dreiklang aus öffentlichen 

Mitteln, nachhaltigen und entwicklungsfördernden 
Privatinvestitionen und einer neuen fairen Handelspolitik. 
Eine gute Regierungsführung bei unseren Partnern 
ist Grundvoraussetzung für das Gelingen. Wir setzen 
uns für eine stärkere Berücksichtigung der Interessen 
der Entwicklungsländer in der internationalen 
Finanz- und Steuerpolitik ein, für nachhaltige 
Finanzierungsmechanismen und den Aufbau von effektiven 
und gerechten Steuersystemen.

Fairer Handel
Fairer und nachhaltiger Handel braucht gemeinsame 
Regeln und klare Leitplanken. Der beste Rahmen dafür 
sind die Vereinten Nationen mit ihren Organisationen 
für Handel (UNCTAD) und Entwicklung (UNIDO) 
sowie die Welthandelsorganisation (WTO) und die 
Internationale Arbeitsorganisation (ILO). Gemeinsam mit 
unseren Partnern werden wir neue Initiativen für einen 
entwicklungspolitisch wirksamen Abschluss der WTO-
Welthandelsrunde und einen neuen Vorstoß für faire 
Handelsbeziehungen einbringen.

Wir wollen Vorreiter für eine faire Handelspolitik mit Afrika 
sein. Wir werden die Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 
der EU mit den afrikanischen Staaten (EPAs) daraufhin 
überprüfen, ob sie der wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung dienen. Darüber hinaus setzen wir uns 
dafür ein, dass in allen EU-Handels-, -Investitions- und 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen verbindliche soziale 
(u. a. ILO-Kernarbeitsnormen), menschenrechtliche 
und ökologische Standards und konkrete Beschwerde-, 
Überprüfungs- und Reaktionsmechanismen vereinbart 
werden. Dies gilt auch für das Allgemeine Präferenzsystem 
(APS und APS+) der EU. Die Afrikanische Union 
unterstützen wir beim Aufbau einer einheitlichen 
panafrikanischen Freihandelszone. Die EU-Verordnung 
zum Handel mit Konfliktmineralien werden wir zügig in 
nationales Recht mit starken Durchsetzungsbestimmungen 
umsetzen und uns auf europäischer Ebene für die 
Abschaffung der Freigrenzen und Ausweitung auf die 
gesamte Lieferkette einsetzen.

Marshallplan mit Afrika umsetzen
Wir werden im Rahmen des Marshallplans mit Afrika 
die Zusammenarbeit mit Reformpartner- und G20-
Compactländern verstärken und konditionieren. Zur 
Umsetzung wird ein Ressortkreis unter Federführung des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung gebildet. Schwerpunkte werden ein 
Mittelstandsförder- und Startup-Programm, um mehr 
Chancen und menschenwürdige Arbeitsplätze zu schaffen 
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und zu einer Stärkung afrikanischer Angebote beizutragen, 
ein Programm für Ausbildungspartnerschaften und zur 
Errichtung und Förderung von dezentralen erneuerbaren 
Energien sein Wir unterstützen die Transformationsprozesse 
der südlichen Mittelmeeranrainer und wollen die 
Maghreb-Staaten schrittweise weiter in den europäischen 
Wirtschaftsraum integrieren. In den Verhandlungen für den 
nächsten mehrjährigen Finanzrahmen der Europäischen 
Union streben wir eine Erhöhung der Mittel für unsere 
Zusammenarbeit mit Afrika an. Wir werden die Post-
Cotonou-Verhandlungen aktiv und unter Einbindung der 
Zivilgesellschaft gestalten.

Gleichberechtigung und Bildung als Schlüssel 
für eine zukunftsfähige Entwicklung
Die Gleichberechtigung von Frauen und Männern sowie 
die Förderung der Rechte von Mädchen und Frauen bleiben 
Grundlage unserer Entwicklungszusammenarbeit.

Wir wollen für alle gute Bildungs- und 
Ausbildungsmöglichkeiten entlang der gesamten 
Bildungskette fördern. Wir bauen deshalb diesen Bereich 
in allen Partnerländern aus und wollen bis zum Ende der 
Legislaturperiode unsere entsprechenden Haushaltsmittel 
wesentlich steigern. Wir wollen darüber hinaus als 
neue Initiative Investitionsprojekte der regionalen 
Entwicklungsbanken mit beruflicher Ausbildung verbinden. 
Ferner erhöhen wir die Mittel für die entwicklungspolitische 
Bildung im Inland.

Wir wollen die Chancen der Digitalisierung auch für 
Entwicklungssprünge nutzen. Schwerpunkte werden 
die Unterstützung beim Aufbau von Digitalzentren, die 
Förderung von E-Learning und E-Health-Maßnahmen 
sein.

Den Ausbau von sozialen Sicherungs- und 
Gesundheitssystemen fördern
Wir werden uns für die erfolgreiche Umsetzung des Auf- 
und Ausbaus universeller sozialer Basisschutzsysteme 
unter Einbeziehung von Gewerkschaften und 
Nichtregierungsorganisationen einsetzen. Hierzu gehören 
insbesondere auch Gesundheitssysteme.

Wir wollen in die öffentliche Forschung investieren, 
um insbesondere vernachlässigte und armutsbedingte 
Krankheiten zu bekämpfen. Internationale Partnerschaften 
wie den Globalen Fonds gegen Aids/HIV, Tuberkulose und 
Malaria (GFATM) und die globale Impfallianz (GAVI) 
wollen wir mit ausreichenden Mitteln ausstatten und unsere 
gegebenen Zusagen erfüllen.

Für eine Welt ohne Hunger und Armut
Die Überwindung von Hunger und Armut in der Welt 
ist ein wesentliches Ziel unserer Entwicklungspolitik. 
Wir wollen die ländlichen Räume auch im Rahmen der 
Sonderinitiative „Eine Welt ohne Hunger“ stärken und 
stellen die Förderung von Kleinbäuerinnen und -bauern, 
lokale nachhaltige Lösungen und genossenschaftliche 
Ansätze in den Vordergrund. Die Förderung soll vorrangig 
der Lebensmittelproduktion für die lokalen und regionalen 
Märkte dienen.

Jeglichen Formen unverantwortlicher Spekulation 
mit Nahrungsmitteln werden wir entgegentreten. Wir 
bekräftigen unsere Zusage (G7-Gipfel 2015 in Elmau), 500 
Millionen Menschen aus Hunger und Mangelernährung 
zu führen. Wir setzen uns für einen gerechten Zugang zu 
Land, Wasser und Fischgründen für die lokale Bevölkerung 
ein und werden „Landgrabbing“ nicht akzeptieren.

Klimaschutz und die Anpassung an den 
Klimawandel stärken
Entwicklungs- und Schwellenländer wollen wir bei ihren 
Anstrengungen im Klimaschutz und bei der Anpassung 
an den Klimawandel sowie beim Schutz der biologischen 
Vielfalt unterstützen. Wir setzen konsequent auf die 
Förderung erneuerbarer Energien, auf eine dezentrale 
Versorgung, insbesondere in ländlichen Gebieten, so wie 
auf den Zugang zu sauberer, bezahlbarer und sicherer 
Energie. Wir werden dazu weitere Partnerschaften mit 
Entwicklungs- und Schwellenländern eingehen.

Wir wollen Investitionsanreize für Klimaschutzprojekte in 
Schwellen- und Entwicklungsländern setzen, die Strukturen 
für eine Green-Economy und den Ausbau Erneuerbarer 
Energien verbessern. Wir wollen durch multi- und bilaterale 
Entwicklungszusammenarbeit den Aus- und Aufbau von 
Kreislaufwirtschaftssystemen unterstützen.

Fluchtursachen bekämpfen – 
Zukunftsperspektiven schaffen
Existentielle Notlagen führen zu Flucht und Migration. Wir 
wollen akute und strukturelle Fluchtursachen mindern, 
einen entscheidenden Beitrag zum Wiederaufbau leisten, zur 
Rückkehr von Flüchtlingen beitragen und Aufnahmeländer 
bei der Bewältigung ihrer Herausforderungen weiter 
unterstützen. Darum bauen wir insbesondere unser „Cash 
for Work“-Programm und weitere Programme weiter aus.

Entwicklungsfinanzierung und nachhaltige 
Investitionen ausbauen
Wir werden auch unsere Ausgaben in den Bereichen 
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Entwicklungszusammenarbeit, Humanitäre Hilfe und zivile 
Krisenprävention deutlich erhöhen. Die Erreichung der 
ODA-Quote von 0,7 Prozent ist unser Ziel. Wir werden die 
Zusage, 0,15-0,2 Prozent des Brutto-Nationaleinkommens 
für die ärmsten Länder (LDCs) bereit zu stellen, so schnell 
wie möglich erreichen.

Wir werden Möglichkeiten prüfen, um Fondsgründungen 
mit Sitz in Deutschland mit privatem Kapital für 
entwicklungspolitische Zwecke zu realisieren. Wir 
wollen die Instrumente der Deutschen Investitions- und 
Entwicklungsgesellschaft anpassen. Der Einsatz staatlicher 
Mittel zur Mobilisierung und Absicherung privaten 
Kapitals kann nur dann gewährt werden, wenn die 
Vorhaben überprüfbar im Einklang mit den international 
anerkannten Sozial-, Arbeits- und Umweltstandards 
stehen. Für die Förderung von nachhaltigen privaten 
Investitionen des Mittelstandes prüfen wir mit enger 
parlamentarischer Begleitung die Erarbeitung eines 
Entwicklungsinvestitionsgesetzes. Dabei wollen wir 
die besonderen Herausforderungen in fragilen und am 
wenigsten entwickelten Ländern berücksichtigen.

Unsere Kooperationspartner stärken
Wir wollen das zivilgesellschaftliche Engagement fördern 
und dabei insbesondere Nichtregierungsorganisationen, 
Kirchen, Gewerkschaften, politische und private 
Stiftungen und Partnerschaften mit der Wirtschaft sowie 
mit Kommunen stärken. Austauschprogramme wie den 
„Weltexpertenservice“ und das Programm „weltwärts“ 
wollen wir weiter ausbauen

Wir wollen die Wirksamkeit erhöhen, indem wir 
Umsetzungsvorschriften überprüfen, zeitgemäß anpassen 
und uns besser über ODA-relevante Vorhaben abstimmen.

Europapolitische Koordinierung
Um eine bestmögliche Vertretung deutscher Interessen auf 
europäischer Ebene zu erreichen, wird die Bundesregierung 
ein geschlossenes Auftreten gegenüber den europäischen 
Partnern und Institutionen sicherstellen. Dazu werden sich 
die Koalitionspartner unter Beibehaltung der bewährten 
Zuständigkeitsverteilung innerhalb der Bundesregierung 
und mit den Koalitionsfraktionen vorher eng abstimmen. 
Diese Abstimmungsverantwortung wird durch die 
Bundesministerinnen und Bundesminister im Rahmen 
ihrer Fach- und Koordinierungszuständigkeiten und im 

engen Zusammen- wirken mit der Bundeskanzlerin und 
dem Vizekanzler wahrgenommen. Die Koordinierung 
gilt auch für die Räte der Europäischen Union und den 
Europäischen Rat Die Koalitionspartner treten bei der 
Europawahl gemäß der Zugehörigkeit zu ihren jeweiligen 
europäischen Parteienfamilien sowie in den kommenden 
Kommunal- und Landtagswahlen in einem fairen 
Wettbewerb gegeneinander an.

Ressortverteilung
Die Ressortverteilung der Bundesregierung aus CDU, CSU 
und SPD wird wie folgt festgelegt: Die CDU, CSU stellt die 
Bundeskanzlerin.

Die SPD stellt den Stellvertreter der Bundeskanzlerin.

Die CDU, CSU stellt die Leitung folgender Ministerien:
•	 Innen, Bau und Heimat (CSU)
•	 Verteidigung (CDU)
•	 Wirtschaft und Energie (CDU)
•	 Gesundheit (CDU)
•	 Bildung und Forschung (CDU)
•	 Verkehr und digitale Infrastruktur (CSU)
•	 Ernährung und Landwirtschaft (CDU)
•	 Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

(CSU)

Der Chef des Bundeskanzleramtes im Range eines 
Bundesministers wird von der CDU, CSU gestellt.

Die SPD stellt die Leitung folgender Ministerien:
•	 Auswärtiges Amt
•	 Finanzen
•	 Arbeit und Soziales
•	 Justiz und Verbraucherschutz
•	 Familie, Senioren, Frauen und Jugend
•	 Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

Den Staatsminister für Kultur und Medien, den 
Staatsminister im Kanzleramt sowie den Staatsminister für 
Migration, Flüchtlinge und Integration stellt die CDU.

Die beiden Staatsminister im Auswärtigen Amt stellt die 
SPD.

Das Vorschlagsrecht für die jeweiligen Ämter liegt bei den 
verantwortlichen Parteien.


